
Zahlreiche Berichte von UN-Gremien, der UN-Untersuchungskommission für das 

besetzte palästinensische Gebiet, von Sonderberichterstattern und führenden 

Menschenrechtsorganisationen haben Israels strukturelle Politik der 

Zwangsumsiedlung, des Aushungerns und des Wasserentzugs in Gaza 

dokumentiert. 

Nur wenige Tage nach der Tagung des Assoziationsrates EU-Israel am 24. Februar 

in Brüssel hat die israelische Regierung ihre völlige Missachtung der zentralen 

Menschenrechtsnormen der EU und der Forderungen zum humanitären Völkerrecht, 

die an diesem Tag an Israel gerichtet worden waren, demonstriert, und nur eine 

Woche später hat Israel eine vollständige Blockade der humanitären Hilfe für den 

Gazastreifen verhängt, um das Aushungern der Zivilbevölkerung als 

Waffe einzusetzen - nach humanitärem Völkerrecht ein Kriegsverbrechen. Der 

Internationale Strafgerichtshof (IStGH) hat Haftbefehle gegen den israelischen 

Premierminister und den ehemaligen Verteidigungsminister erlassen, weil er 

hinreichende Gründe für die Annahme sah, dass sie dieses Kriegsverbrechen und 

weitere Verbrechen begangen haben. 

Trotz der Entscheidungen des IGH, der Haftbefehle des IStGH gegen israelische 

Führer und zahlreicher UN-Berichte hat die EU es versäumt, die gezielten Angriffe 

Israels auf Zivilisten und die Verweigerung humanitärer Hilfe in Gaza unter Verstoß 

gegen das humanitäre Völkerrecht zu verurteilen und ihren rechtlichen 

Verpflichtungen nachzukommen. 

Drittstaaten sind verpflichtet, Israels rechtswidriges Verhalten nicht zu unterstützen 

und zu fördern, um sich nicht mitschuldig zu machen. 

Wir fordern Sie dringend auf, Stellung zu beziehen und ein offizielles Schreiben an 

die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, und an die 

Vizepräsidentin der Kommission und EU-Außenbeauftragte, Kaja Kallas, zu richten, 

in dem Sie angesichts des eklatanten Verstoßes Israels gegen Artikel 2 des 

Assoziierungsabkommens eine vollständige Überprüfung und die Suspendierung des 

Assoziierungsabkommens zwischen der EU und Israel fordern. 

Bereits im vergangenen Jahr hat der EU-Sonderbeauftragte für Menschenrechte, 

Olof Skoog, die EU-Mitgliedstaaten über die Kriegsverbrechen Israels informiert – 

ohne dass es damals zu einer Reaktion kam. 

Es ist dringend erforderlich, auf der bevorstehenden Tagung des EU-FAC am 20. Mai 

energische Entscheidungen zu treffen. 

Daher fordern wir Sie auf, auf der bevorstehenden Tagung des EU-FAC am 20. Mai 

 

 sofort den Prozess zur Suspendierung des Assoziierungsabkommens, 

insbesondere aller wirtschaftlichen, handelspolitischen und institutionellen 

Zusammenarbeit, einzuleiten; 

https://www.nrc.no/news/2025/march/suspension-of-humanitarian-aid-to-gaza-will-lead-to-more-suffering
https://www.nrc.no/news/2025/march/suspension-of-humanitarian-aid-to-gaza-will-lead-to-more-suffering
https://www.oxfam.org/en/press-releases/israel-blocks-aid-gaza-ramadan-begins-oxfam-reaction
https://www.oxfam.org/en/press-releases/israel-blocks-aid-gaza-ramadan-begins-oxfam-reaction
https://theintercept.com/2024/12/23/eu-report-israel-war-crimes-complicity/


 

 als Sofortmaßnahme die Unterzeichnung der Verlängerung des EU-Israel-

Aktionsplans abzulehnen; 

 ein Waffenembargo in beide Richtungen gegen Israel zu verhängen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Vorstand Bündnis für Gerechtigkeit zwischen Israelis und Palästinensern e.V. 

(BIP)  www.bip-jetzt.de   

Mitglied European Coordination of Committees and Associations for Palestine 

(ECCP) 

c/o Dr. Martin Breidert, Vorsitzender 

 

 

http://www.bip-jetzt.de/

